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1. Die schon seit 2016 von etablierten Politikern (etwa von Sigmar Gabriel, SPD) geforderte 
Auflistung der Oppositionspartei „Alternative für Deutschland“ (AfD) im 
Verfassungsschutzbericht hat als wesentliche Zielsetzung, gegen AfD-Mitglieder, die im 
öffentlichen Dienst insbesondere als Beamte beschäftigt sind, disziplinarrechtliche 
Verfolgungsmaßnahmen vor allem mit der Begründung durchzuführen, sie würden wegen 
der Mitgliedschaft bei einer vom Verfassungsschutz beobachteten Partei nicht mehr die 
Gewähr dafür bieten, jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung 
einzutreten (Gewährbietungsklausel), was auch Schutzgut des als Parteiverbotsvorschrift 
angesehenen Artikels 21 Abs. 2 GG ist.  
 

2. Damit wird ein mit der sog. Radikalenentscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfGE 39, 334 ff.) gebilligtes (aber gerichtlich nicht als solches anerkanntes) 
Parteiverbotsersatzregime (Parteiverbotssurrogat) errichtet, das die Legalitätswirkung, die 
der Monopolisierung des Parteiverbots beim Bundesverfassungsgericht (sog. 
„Parteiprivileg“ gegenüber sonstigen Vereinigungen) zugesprochen wird, erheblich 
durchlöchert; nach der zugeschriebenen Legalitätswirkung kann nämlich keine öffentliche 
Stelle die Verfassungswidrigkeit einer Partei behaupten, die keinem derartigen Verbot oder 
wenigstens Verbotsverfahren unterworfen ist, was dann auch zugunsten der legal tätigen 
Parteimitglieder wirken sollte.  

 
3. In diesem „verdeckten Parteiverbot“ (so eine Einschätzung in der juristischen Literatur) 

spiegelt sich naturgemäß die Problematik des bundesdeutschen Parteiverbotskonzepts, das 
im Rahmen der liberalen Demokratien des Westens ziemlich singulär ist (allenfalls Süd-
Korea, Türkei und Thailand, vielleicht noch Spanien können als vergleichbar angesehen 
werden), was darin besteht, daß für ein Parteiverbot nicht eine Gewaltgrenze (Absicht des 
illegalen Machterwerbs) allein maßgebend ist, sondern eine sog. „Wertgrenze“ gezogen 
wird, so daß politische Ideen und Konzeptionen wie etwa ein sog. „ethnisches 
Staatsverständnis“ für ein Parteiverbot ausreichen; dieser Ansatz wird im Bereich des 
Parteiverbotssurrogats zu einer Ideologiegrenze ausgeweitet, indem etwa 
„Geschichtsrevisionismus“, „Islamfeindlichkeit“ oder Nichtanerkennung der 
Gleichwertigkeit von Kulturen für „verfassungsfeindlich“ erklärt und verfolgten Beamten 
als nicht verfassungskonformes „Menschbild“ oder nicht verfassungskonforme 
„Staatsauffassung“ zum Vorwurf gemacht wird! 

 
4. Die bundesdeutsche Praxis der disziplinarrechtlichen Verfolgung wegen legaler politischer 

Aktivitäten für eine verfassungsideologisch unerwünschte und daher in einem 
behördeninternen geheimen Verwaltungsverfahren als „verfassungsfeindlich“ eingestufte 
Partei bewegt sich dabei zwischen folgenden Angelpunkten: Einerseits hat die 
„Radikalenentscheidung“ die Rechtsposition hinsichtlich Meinungsfreiheit für 
staatsideologisch betroffene Angehörige des öffentlichen Dienstes gewissermaßen auf den 
Stand des Augsburger Religionsfriedens von 1555 für Anhänger nicht anerkannter 
christlicher Religionsgemeinschaften herabgedrückt (so die Kritik eines ehemaligen 
Verfassungsrichters), andererseits hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in 
der gegen die Bundesrepublik Deutschland ergangenen Vogt-Entscheidung von 1995 die 



Sanktion Dienstentlassung wegen bloßer Mitgliedschaft bei der DKP als 
Menschenrechtsverstoß erkannt, dabei jedoch von einer Bewertung des als bundesdeutsche 
Besonderheit erkannten Systems als solchen abgesehen.  

 
5. Der Versuch der Disziplinarpraxis, diesen beiden Angelpunkten gerecht zu werden, führt 

zu paradoxen Konsequenzen, was die Sache für einen Betroffenen ziemlich unberechenbar 
werden läßt: 

 
a. Für die Mitglieder einer betroffenen Partei wäre es besser, wenn die Partei nicht gegen 

ihre Überwachung und Auflistung in VS-Berichten vorgeht, weil bei einer negativen 
gerichtlichen Entscheidung (womit man aufgrund der ideologischen Unberechenbarkeit 
des deutschen „Verfassungsschutzes“ rechnen sollte und mittlerweile bereits 
eingetreten ist), gerichtliche Erkenntnisse vorliegen, die Kandidaturen für höhere 
Parteiämter und für Parlamente zu einem disziplinarrechtlichen Risiko machen, das 
ohne derartige gerichtliche Erkenntnisse nicht in der Weise besteht, da VS-Berichte als 
solche keine rechtliche Wirkung haben (so BVerfGE 40, 287, 293: „An diese 
Werturteile sind keinerlei rechtliche Auswirkungen geknüpft“). 
 

b. Bei Vorliegen negativer gerichtlicher Erkenntnisse gegen die Partei muß ein Beamter, 
will er als (gerade noch) „verfassungstreu“ eingestuft werden, daher die höheren 
Parteiämter „Verfassungsfeinden“ überlassen, weil Kandidaturen für derartige Ämter 
belegen sollen, daß sich der Beamte mit den angeblichen verfassungsfeindlichen 
Zielsetzungen der Partei identifiziert und damit natürlich „verfassungsfeindlich“ wird, 
d.h. man tritt dann für die Verfassungsordnung ein, indem man das Feld sog. 
„Verfassungsfeinden“ überläßt, aber gegen diese dann letztlich mit dem Ziel der 
Parteispaltung durch Anträge und feindliche Redebeiträge opponiert (womit dann von 
den Beobachtungsbehörden zusätzlich belegt werden kann, daß die Partei tatsächlich 
„verfassungsfeindlich“ ist). 

 
c. Anders als die US-Rechtsprechung im Falle der Mitgliedschaft eines Beamten bei der 

Kommunistischen Partei (zwischenzeitlich ist dort das Recht für Beamte, 
Parteimitglied zu sein im Interesse der Nichtdiskriminierung und der Neutralität der 
Amtsführung generell abgeschafft) wird von der BRD-Rechtsprechung nicht anerkannt, 
daß ein Beamter gerade deshalb für höhere Positionen kandidiert, um die Partei 
verfassungstreu zu halten oder wieder zu machen (wie soll man dies sonst tun?), 
sondern es wird nur zugestanden, daß man zwar eine „verfassungsfeindliche“ Meinung 
„haben“ darf und auch kundtun kann, daß man sie hat, aber als Aktivität zur Umsetzung 
dieser (angeblichen) Einstellung ist dann gerade noch die bloße Parteimitgliedschaft 
erlaubt, wobei einem selbst aber wiederum doch bestimmte Begriffe wie „Umvolkung“ 
verboten sind (Prinzip der „Einzelfallprüfung“). 
 

6. In diesem Kontext gilt: Es sind die im öffentlichen Dienst beschäftigten AfD-Mitglieder, 
die aufgrund von in Verfassungsschutz-Berichten (VS-Berichten) mitgeteilten 
ideologischen „Erkenntnisse“ über die AfD (andere gibt es nicht) disziplinarrechtlich 
belangt werden, die für die auch ihnen als Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes zustehenden 
Grundrechte der Meinungs- und Vereinigungsfreiheit kämpfen, wenn sie sich gegen 
derartige disziplinarrechtliche Verfolgungsmaßnahmen zivilcouragiert zur Wehr setzen; die 
Grundsätze der freiheitlichen demokratischen Grundordnung werden nämlich durch 
derartige Disziplinarverfahren beeinträchtigt und nicht durch die Verfolgten des VS-
Regimes.  
 



7. Bei diesem Rechtskampf geht es dementsprechend um die Verwirklichung der 
Verfassungsprinzipien Meinungs- und Parteienpluralismus, insbesondere die 
Chancengleichheit für alle politischen Parteien mit dem Recht auf Ausübung politischer 
Opposition; diese der freiheitlichen demokratischen Grundordnung zurechenbaren 
Verfassungsprinzipien sowie die unter 6. genannten Grundrechte werden durch 
Verfassungsschutz und darauf gestützte Disziplinarverfahren gefährdet und beeinträchtigt, 
soweit der auf die sog. Gewährbietungsklausel gestützte Vorwurf der „Verfassungs-
feindlichkeit“ nur - wie es in der Regel der Fall ist - durch ideologische Unterstellungen wie 
den Gebrauch bestimmter Wörter oder Worte gemacht werden kann.  

 
8. Der Kampf ums Recht, den ein Betroffener zu führen hat, wird häufig implizieren, daß man 

im prozessualen Eigeninteresse für ein mit den Freiheitsrechten kompatibleres Verständnis 
der beamtenrechtlichen Verpflichtungen kämpft, was zudem mit der weltanschaulichen 
Neutralität des Rechtsstaates vereinbar ist; dies bedeutet die Geltendmachung folgender 
Rechtspositionen: 
 
a. die von einem Beamten (und auch Angestellten des öffentlichen Dienstes) zu Recht 

geforderte Verfassungstreue, bedeutet nichts anderes als das, was üblicherweise als 
Gesetzestreue verstanden wird und sich dabei auch auf das Verfassungsgesetz als 
höchster Norm bezieht und dabei anerkannt wird, daß die Verfassung nur in dem 
rechtlich vorgegebenen Verfahren geändert werden kann; 
 

b. die Verpflichtung zur Verfassungstreue im Sinne der sog. Gewährbietungsklausel nach 
dem üblichen Verständnis bedeutet dagegen - anders als die Rechtsprechung noch zu 
meinen scheint - keine Verpflichtung auf eine Verfassungsideologie mit 
Glaubensdogmen hinsichtlich „deutscher Kriegsschuld“ und dergl.; anders als religiöse 
Dogmen kann eine weltliche Verfassung wie das Grundgesetz nicht durch Kritik oder 
Unglauben „verletzt“ werden, sondern nur durch rechtswidrige Handlungen; wobei sich 
zudem die Frage stellt, welches Verfassungsprinzip etwa durch „Bestreiten der 
deutschen Kriegsschuld“ und ähnliche Ideologeme überhaupt gefährdet sein kann;  

  
c. die Bereitschaft zur Verfassungstreue wird durch gesetzestreues Verhalten eines 

Beamten / Angestellten auch außerhalb des Dienstes bewiesen und zusätzlich 
innerdienstlich in der Bereitschaft, der beamtenrechtlichen Verpflichtung zur 
Remonstration nachkommen zu wollen, nämlich die Vorgesetzten / Behördenleitung 
auf die Rechtswidrigkeit / Verfassungswidrigkeit behördlichen Handelns hinzuweisen, 
um dieses zu verhindern oder korrigieren zu suchen; 

 
d. auch wenn beamtenrechtliches Mäßigungsgebot und angemessen verstandene 

Gewährbietungsklausel als rechtmäßige Beschränkung der Meinungsfreiheit anzusehen 
sind, so muß auch die konkrete Anwendung diesem Grundrecht entsprechen; dies ist 
nur gewährleistet, wenn die Grundrechtseinschränkung in einer weltanschaulich 
neutralen Weise vorgenommen wird, was nur dann der Fall ist, wenn das absolute 
Diskriminierungsverbot der politischen Anschauung nach Artikel 3 Abs. 3 GG beachtet 
wird, wonach „niemand … wegen … seiner politischen Anschauungen bevorzugt oder 
benachteiligt werden“ darf: eine typische SPD-Ansicht ist da nicht wertvoller als eine 
AfD-Ansicht; 
 

e. letztlich ist ein verfassungskonformes Verständnis der Beamtenpflichten auch unter 
dem Grundgesetz nur möglich bei einer unveränderten Rezeption der Rechtslage nach 
der Weimarer Reichsverfassung, bei der die Rechtsprechung davon ausgegangen ist, 



daß der Beamte mit dem Treueid auf die Verfassung nur schwöre, den Inhalt der 
Verfassung gewissenhaft zu beobachten und zu erfüllen ... und sich unbeschadet seiner 
inneren Überzeugung aller Handlungen zu enthalten, die geeignet sind, den durch die 
Verfassung von 1919 (nunmehr: 1949, Anm.) geschaffenen Zustand zu beeinträchtigen. 
Eine andere Auffassung wäre mit den Artikeln 118 Abs. 1 und 130 Abs. 2 WRV 
(nunmehr: Artikel 5 und 33 GG, Anm.) nicht zu vereinbaren, welche dem Beamten das 
Recht freier politischer Gesinnung und Betätigung garantierte; diese Rechtsprechung 
wurde so verstanden und in der Praxis umgesetzt, daß ein Beamter bei loyaler 
Pflichterfüllung und gewissenhafter „Beobachtung“ (Einhaltung) der Verfassung in 
seinem amtlichen Wirken, ihr privat gleichgültig oder sogar ablehnend 
gegenüberstehen kann und dies auch außerhalb des Dienstes durch sein Verhalten, also 
durch legale Parteiaktivitäten und Meinungsäußerungen kundgeben darf; für AfD-
Beamte, die dem Grundgesetz als solchem, insbesondere den Grundsätzen der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung ja gar nicht ablehnend gegenüberstehen, 
gilt dieser Grundsatz erst recht; 
  

f. die Bezugnahme auf die Rechtslage der freien Weimarer Verfassung (WRV) ist deshalb 
zulässig und geboten, weil nach Art. 33 Abs. 5 GG das Dienstrecht unter 
Berücksichtigung der hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums zu regeln und 
fortzuentwickeln ist, die mit der WRV ihren demokratisch-republikanischen Ausdruck 
gefunden haben; damit kann die vorgesehene Fortentwicklung bei Einlösung des 
Anspruchs, wonach die Bundesrepublik Deutschland der freieste Staat der deutschen 
Geschichte sein soll, nicht darin bestehen, unter das Niveau der Freiheitsgarantien nach 
der WRV zu fallen.  
 

9. Beim Kampf ums Recht, den ein betroffenes AfD-Mitglied zivilcouragiert zu führen 
hat, geht es um eine Normalisierung der bundesdeutschen Demokratie, die aufgrund der 
dem Grundgesetz entnommenen Parteiverbotskonzeption, die als „wehrhafte 
Demokratie“ bei Verneinung der Legalitätswirkung gemäß Nr. 2 sich negativ auf die 
gesamte Rechtsordnung auswirkt, nicht dem Standardmodell einer „liberalen 
Demokratie des Westens“ entspricht; an diesem Standard sind die disziplinarrechtlichen 
Verfolgungsmaßnahmen argumentativ zu messen, indem etwa die Frage aufgeworfen 
wird, ob eine derartige Verfolgung auch etwa in Italien oder Dänemark praktiziert wird 
(was ausgeschlossen werden kann) und unter Hinweis auf die Vogt-Entscheidung des 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte ist banal die Frage zu stellen, ob der 
betroffene AfD-Beamte wirklich so weit „rechts“ steht wie die kommunistische 
Lehrerin Vogt, zu deren Gunsten die Entscheidung des Europäischen 
Menschenrechtsgerichtshofs gegen die BRD ergangen ist, „links“ gestanden ist.  
 

10. Obwohl man sich mit dem letztgenannten Argument auf eine nicht-rechtliche Ebene 
begibt (was aber letztlich für die gesamten Vorwurfskategorien gilt), so ist prozessual 
doch die Frage bedeutsam, weshalb derzeit nur AfD-Bedientete betroffen sind, nicht 
aber etwa Mitglieder der früheren Stasi-Partei oder auch der CDU als ehemaliger DDR-
Blockpartei und dies, obwohl diese menschenverachtende Diktatur noch nicht so lange 
zurückliegt; es sollte die Frage gestellt werden, ob sich mit derartigen 
Verfolgungsmaßnahmen die Disziplinarstelle etwa mit Anliegen politisch etablierter 
Kräfte identifiziert, was von vornherein an der Neutralität der Verfolgungsbehörde 
zweifeln läßt und etwa Befangenheitsanträge gegen Ermittlungsführer nahelegt, wovon 
man nicht zurückschrecken sollte.    
 

 



 
Hinweis:   
 
Die vorliegenden Thesen stellen eine Ergänzung dar zu den bereits auf dieser Website online 
gestellten Thesen „Gesichtspunkte eines gerichtlichen Vorgehens gegen den sog. 
„Verfassungsschutz“ im Falle der AfD“  
https://links-enttarnt.de/wp-content/uploads/2021/07/GerichtsstrategieAfD.pdf  
 
und zu den „Thesen zur empfohlenen politischen VS-Strategie der AfD“  
https://links-enttarnt.de/wp-content/uploads/2021/03/AfDvsVSfin.pdf  
 
Diese Papiere sollten zum besseren Verständnis des vorstehenden Thesenpapiers herangezogen 
werden. 
 
 
Auch die vorstehenden Thesen sind abgeleitet aus zwei einschlägigen Veröffentlichungen des 
Verfassers: 
 

 

Josef Schüßlburner/Institut für Staatspolitik »Verfassungsschutz«: Der Extremismus der 
politischen Mitte Wissenschaftliche Reihe; 30 [Arbeitsgruppe 1: Staat und Gesellschaft] 
62 Seiten, ermäßigt 5 Euro, ISBN: 978-3-939869-30-6, erhältlich hier 

Der Verwirklichung einer »normalen Demokratie« in der Bundesrepublik Deutschland, die man 
daran erkennt, daß sie rechte Parteien und Gruppierungen in der gleichen Weise akzeptiert wie 
linke Gruppierungen oder solche der »Mitte«, steht der »Verfassungsschutz« entgegen. Wer 
eine »liberale Demokratie des Westens« in der Bundesrepublik Deutschland will, muß die den 
»Verfassungsschutz« tragende Konzeption zu überwinden suchen. Es gilt, dem Extremismus 
der Mitte entgegenzutreten: Die Bundesrepublik Deutschland muß endlich eine normale 
Demokratie werden! 



 

Josef Schüßlburner, Scheitert die AfD? Die Illusion der Freiheitlichkeit und die politische 
Alternative Studie 39 des IfS, Verein für Staatspolitik e. V., 2020, Broschur, 239 Seiten, 7 Euro 
Erhältlich beim Verlag Antaios 

Die Alternative für Deutschland (AfD) steht am Scheideweg. Äußere Bedrohungen setzen der 
Partei zu, Konflikte lähmen sie von innen. Aspekte dieser Lähmung: die Beobachtung durch 
den Verfassungsschutz (VS) und die damit verbundenen hysterisch-apolitischen Reaktionen 
eines relevanten Teils des Bundesvorstandes der AfD. Eine wesentliche Folge dieser 
Entwicklung ist, daß innerparteiliche Konflikte ausgelöst und verschärft werden, die es ohne 
die Aktivitäten des Inlandsgeheimdienstes nicht gäbe. Die unsouveräne Haltung des Vorstandes 
drückt sich beispielsweise in Abgrenzungs- und Unvereinbarkeitsbeschlüssen aus, die mit 
parteiinternen Disziplinarmaßnahmen umgesetzt werden, um die Alternative zu entkernen. All 
das, zeigt der VS- und AfD-Kenner Josef Schüßlburner in seiner fundierten Studie, ist einer 
»normalen Demokratie« unwürdig. Die AfD darf nicht länger Spielball von VS und 
Massenmedien bleiben. Sie muß in die Offensive. Als Voraussetzung gilt es, sich über die 
Situation der Bundesrepublik Deutschland keine Illusionen zu machen. Nur bei der 
Voraussetzung der Illusionslosigkeit verdient eine Rechtspartei überhaupt einen politischen 
Erfolg. Wird der AfD diese Trendwende gelingen? 

 
 

 
   


